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Mit dem 
FRiG wird der 
Baukasten 
der deutschen 
Fondsvehikel 
erweitert und 
praxistauglicher 
ausgestaltet.

Am 29. Oktober hat die Bundes-
regierung das Fondsrisikobe-

grenzungsgesetz (FRiG) beschlossen. 
Auch wenn der Name es zunächst 
nicht vermuten lässt, aber genau 
mit dem FRiG könnte – endlich - der 
deutsche Fondsmarkt gestärkt wer-
den. „Fondsmarktstärkungsgesetz“ 
lautete bekanntlich in der vorigen 
Legislatur der Name des Vorläuferge-
setzes zum FRiG, mit dem zum einen 
diverse Änderungen in der AIFM- so-
wie OGAW-Richtlinie in nationales 
Recht umgesetzt, zum anderen aber 
auch deutsche Fondsvehikel praxist-
auglicher ausgestaltet werden sollen.

Unter Standortgesichtspunkten ist 
im Gesetz an erster Stelle der neue 
– europaweit harmonisierte – Regu-
lierungsrahmen für Kreditfonds zu 
nennen. Diese spielen mittlerwei-
le auch in Deutschland eine immer 
wichtigere Rolle: zum einen bei der 
Finanzierung von mittelständischen 
Unternehmen und Infrastrukturpro-
jekten, wobei Kreditfonds bislang 
ihren Sitz durchweg in anderen Juris-
diktionen, insbesondere Luxemburg 
oder auch Frankreich, haben; zum 
anderen erfreut sich die Anlageklas-
se Private Debt bei institutionellen 
Investoren in Deutschland weiterhin 
größter Beliebtheit, wie der kürzlich 
veröffentlichte BAI Investor Survey 
eindrucksvoll zeigt. Ein wettbe-
werbsfähiger deutscher Markt für 

Kreditfonds ist also wichtiger denn 
je. Mit dem neuen und durchaus an-
spruchsvollen Regulierungsrahmen 
sollten nun aber auch die – zum Teil 
sehr undifferenzierten - Vorbehalte 
diverser Aufsichtsgremien, die im 
Rahmen der NBFI-Diskussion (non-
bank-financial-intermediation) ad-
ressiert wurden, zumindest in Bezug 
auf – europäische – Kreditfonds ad 
acta gelegt werden.   

Mindestens genauso wichtig wie das 
neue Aufsichtsrecht ist die bereits 
am 10. Oktober vom Bundeskabinett 
mit dem Standortfördergesetz - als 
Nachfolgegesetz des Zukunftfinan-
zierungsgesetzes II - auf den Weg ge-
brachte steuerrechtliche Flankierung 
für Kredit- und Infrastrukturfonds, 
die z.B. Rechtsklarheit bei der gewer-
besteuerlichen Behandlung schafft, 
gleichzeitig aber auch die Anlage-
möglichkeiten im Bereich Infrastruk-
tur vergrößert. Auch hier können 
nun deutsche Fonds zu ihren europä-
ischen Pendants aufschließen, aller-
dings ist in diesem Zusammenhang 
zu konstatieren, dass es prinzipiell 
schwierig ist, einmal abgewandertes 
Fondsgeschäft nach Deutschland zu-
rückzuholen. 

Mit dem FRiG wird zudem der Bau-
kasten der deutschen Fondsvehi-
kel erweitert und praxistauglicher 
ausgestaltet. Zum einen werden die 

zulässigen Rechtformen für offene 
Immobilien- bzw. Infrastruktur-
fonds erweitert und zukünftig sind 
neben Sondervermögen und offenen 
Investment-KGen auch offene Invest-
mentaktiengesellschaften möglich, 
zum anderen können nunmehr auch 
Publikumssondervermögen als ge-
schlossener Fonds aufgelegt werden; 
und die bisher wenig beachtete In-
vestmentaktiengesellschaft mit fixem 
Kapital unterliegt – wie schon die 
mittlerweile in der Praxis verstärkt 
angenommene Investmentaktienge-
sellschaft mit veränderlichem Kapi-
tal – nicht mehr den unpassenden 
formalistischen aktienrechtlichen 
Vorschriften für Kapitalmaßnahmen. 
Ebenso erfreulich ist, dass die Anla-
gemöglichkeiten von geschlossenen 
Publikumsfonds zukünftig auf offene 
Zielfonds erweitert werden. Hier re-
agiert der Gesetzgeber auf ein echtes 
Bedürfnis der Praxis.

Erwähnenswert ist schließlich auch, 
dass der Regierungsentwurf einen 
Vorstoß des Referentenentwurfs 
zurücknimmt, nämlich bei der 
Schwellenwertberechnung für klei-
ne Kapitalverwaltungsgesellschaften 
(KVGen) statt der Buchwerte die 
Verkehrswerte der Vermögensgegen-
stände heranzuziehen. Für die Ven-
ture Capital Branche und ihre Fonds, 
die sich häufig unterhalb der ein-
schlägigen Schwellenwerte bewegen 
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Fondsrisikobegrenzungsgesetz stärkt den hiesigen Markt

Herbst der Reformen für die Fondsbranche 
in Deutschland und Europa
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Kreditfonds spie-

len mittlerweile 

auch in Deutsch-

land eine immer 

wichtigere Rolle

und auf diese das Regime für kleine 
KVGen ausdrücklich zugeschnitten 
ist, hätte diese Umstellung einen Kol-
lateralschaden bedeutet. Erneut also 
ein wichtiges Signal an die deutsche 
Fondsbranche, dass konstruktive Kri-
tik auch ernst genommen wird.

Und während sich FRiG und Stand-
ortfördergesetz aktuell im parlamen-
tarischen Verfahren befinden, zeich-
net sich am europäischen Himmel im 
Rahmen der Savings and Investments 
Union (SIU) schon die nächste Novel-
lierungsrunde an, die für die gesamte 
europäische Fondsbranche von gro-
ßer Relevanz sein dürfte. Es geht um 
das sog. Market Integration & Super-
vision Package der EU-Kommission, 
welches Anfang Dezember vorgestellt 
werden soll. Für die Fonds-/Asset Ma-
nagement Branche geht es dabei ins-
besondere um die Straffung der Zu-
lassungs- und Aufsichtsprozesse, die 
Vereinfachung der grenzüberschrei-

tenden Pass- und Meldeverfahren, 
die Erleichterung der Auslagerung in-
nerhalb von Gruppenstrukturen und 
die Einführung eines EU-Verwahr-
stellenpasses. Gerade unter Wettbe-
werbs- und Effizienzgesichtspunkten 
gilt es hier in größeren Dimensionen 
und vor allem progressiv zu denken.  
Beispielsweise sollte daher auch das 
bürokratische und wenig Mehrwert 
liefernde Pre-Marketing-Regime in 
Gänze abgeschafft und das Notifi-
zierungsverfahren für den grenz-
überschreitenden Vertrieb von Fonds 
drastisch vereinfacht werden: die 
Fondsgenehmigung im Heimatstaat 
muss gleichzeitig und automatisch 
– ohne aufwendiges Notifizierungs-
verfahren mit den verbundenen Kos-
ten – die Vertriebsmöglichkeit in der 
gesamten EU eröffnen. Im europäi-
schen System der Aufsichtsbehörden 
ist kein Platz für anachronistische 
Kleinstaaterei mit Vertriebshinder-
nissen. Sonst bleibt nur der Weg für 

eine Zentralisierung der Aufsicht bei 
der ESMA, die nur die zweitbeste Lö-
sung wäre.

Für die Fondsbranche könnte es also 
ein Herbst der Reformen werden, 
diese sind allerdings auch überfällig, 
denn das vor über einer Dekade aus-
gerufene Projekt Kapitalmarktunion 
hat nur wenige und nicht allzu gro-
ße Früchte getragen. Die Fonds- bzw. 
Assetmanagement Branche als In-
termediär zwischen institutionellem 
und privatem Altersvorsorgekapital 
und einer unermesslichen Vielzahl 
von börslichen, aber auch nicht-börs-
lichen Finanzierungsprojekten ist 
heute auch volkswirtschaftlich von 
großer Bedeutung und hat sich zu-
dem in Krisenzeiten als stabiler Eck-
pfeiler des Finanzsystems erweisen. 
Richtig aufgesetzte Reformen stärken 
die Branche und damit ihre Finanzie-
rungsaktivitäten, die heute wichtiger 
denn je sind.
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INTERVIEWS

Die nächste reguläre Ausgabe der 

Börsen-Zeitung erscheint am 

Mittwoch, dem 3. Januar 2024.

Allen Leserinnen und Lesern 

wünschen wir einen guten Start 

ins neue Jahr.

REDAKTION UND VERLAG

Commerzbank-CFO
will alle mitnehmen

Uniper-Chef ru�  nach 
belastbaren Vorgaben

New Yorks Börsenche� n 

erwartet IPO-Schwung

BDI-Präsident verlangt 
Kurswechsel der Politik

IG-Metall-Che� n fordert 

Mitarbeiterbeteiligung

Siegfried Russwurm stellt 

der Ampel-Koalition in der 

Haushaltskrise und bei der 

Energiepolitik kein gutes 

Zeugnis aus. Kritisch sieht 

der BDI-Präsident auch das 

neue Lieferkettengesetz der 

Europäischen Union.

SEITE 8

Uniper will endlich mit dem 

Umbau des Erzeugungsport-

folios beginnen. Damit der 

Ausstieg aus der Kohlever-

stromung bis 2030 gelinge, 

brauche es einen verläss-

lichen Rahmen, so Konzern-

chef Michael Lewis.

SEITE 4

Die Nyse sitzt auf einem gro-

ßen IPO-Rückstau. Börsen-

che� n Lynn Martin rechnet 

daher mit einem großen An-

drang bei Going Publics im 

neuen Jahr und will künftig 

auch mehr deutsche Listings 
anziehen.

SEITE 6

Christiane Benner vertei-

digt die Industriepolitik der 

Ampel, hält die jüngsten Ent-

scheidungen aber für eine 

„Katastrophe“ und fordert 

im Zuge der Digitalisierung 

einen Neustart für die tarif-

liche Mitarbeiterbeteiligung.

SEITE 10

Die schleppende Digitalisie-

rung ist für Bettina Orlopp 

ein Standortthema, bei dem 

es Überzeugungsarbeit zu 

leisten gilt. Es handelt sich 

nach Ansicht der Commerz-

bank-Finanzche� n um eine 

gesellschaftliche Aufgabe.

SEITE 2

Standort Deutschland
Die Welthandelsordnung zeigt sich brüchig wie lange nicht. Die Exportnation Deutschland sucht 

ihren Platz und schwankt im neuen Umfeld zwischen Selbstverständnis und Selbstzweifeln.

Deutschland steht zum Jahreswechsel vor 

zahlreichen Herausforderungen und hat 

spätestens seit der Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts zum Klima- und 

Transformationsfonds Gewissheit, dass sie sich mit 

Staatsgeld allein nicht werden lösen lassen. In der 

Jahresschlussausgabe blickt die Börsen-Zeitung auf 

die Herausforderung in Politik, Finanzwirtschaft, 

Industrie und am Kapitalmarkt.

In fünf Interviews werfen wir unterschiedliche 

Perspektiven auf die Herausforderungen im Stand-

ortwettbewerb. Bettina Orlopp, Finanzchefi n der 

2023 in den Dax zurückgekehrten Commerzbank, 

äußert sich zu Digitalisierung und Wettbewerbsin-

tensität aufgrund der noch immer hohen Banken-

dichte. Uniper-CEO Michael Lewis spricht über die 

Voraussetzungen für eine erfolgreiche Energie-

wende. Die New Yorker Börse Nyse hat der Deut-

schen Börse zuletzt mehrere deutsche Unternehmen 

abspenstig gemacht. Präsidentin Lynn Martin freut 

sich auf weiteren Zulauf. Und BDI-Präsident Sieg-

fried Russwurm sowie IG-Metall-Chefi n Christiane 

Benner erklären aus verschiedenen Perspektiven, 

worauf es am Industriestandort jetzt ankommt.

Kein Weg zurück

Es fällt schwer, angesichts der politischen und öko-

nomischen Entwicklungen der vergangenen zwölf 

Monate Mut und Zuversicht zu bewahren. Die Welt ist 

2023 unsicherer geworden. Russlands Krieg gegen die 

Ukraine hat nichts an Brutalität verloren. Das zarte 

Pfl änzchen der Annäherung im Nahen Osten ist einer 

blutigen Gewaltspirale zum Opfer gefallen. Immer häu-

fi gere Naturkatastrophen und Extremwetter-Ereignisse, 

globale Handelshemmnisse, industrielle Abhängigkei-

ten, Infl ation, Rezession: Noch nie war es so off ensicht-

lich, dass bessere Lebensverhältnisse für die kommende 

Generation alles andere als selbstverständlich sind.

Und mittendrin, im Zentrum Europas, ringt die 

drittgrößte Volkswirtschaft der Welt um ihre 

Rolle: Verstrickt in einer lähmenden Haus-

halts- und Regierungskrise, hadert 

Deutschland mit der ungewohnten 

Position als Konjunkturschlusslicht in 

Europa. Zwischen Fachkräftemangel 

und Bildungsmisere, Infrastruktur-

verschleiß und Digitalisierungsdefi zit 

entgleiten Deutschlands Unternehmen 

die Argumente für den einst so strah-

lenden Wirtschaftsstandort. Aber wo 

sind die Lösungen?
2024 wird in vielerlei Hinsicht ein weg-

weisendes Jahr. Deutschland wählt – die Landtage 

in Sachsen, Brandenburg und Thüringen, die Kommu-

nalregierungen in acht Bundesländern. Und die Bürger 

der EU wählen ihr Parlament in Straßburg. Bei all 

diesen Abstimmungen wird die Frage nicht sein, ob, 

sondern nur noch, wie stark der Wählerzuspruch für 

die populistische und die extreme Rechte ausfallen 

wird. Und damit für eine Politik der Problemorientie-

Von Lutz Knappmann

STANDORT DEUTSCHLAND

rung, des Dagegen, des Zurück. Wie viele Wähler wer-

den sich für Parteien ohne Lösungsansätze und für ein 

unterkomplexes Weltbild des „früher war alles besser“ 

entscheiden?
Dass sich auch Parteien der politischen Mitte diesen 

Positionen anbiedern, wird die Ränder nicht schwächen, 

sondern die Polarisierung verschärfen. Jüngstes Bei-

spiel dafür ist die Geisterdebatte über eine struktur-

konservative und biedermeierhafte Leitkultur. Um so 

wichtiger, dass sich immer mehr Unternehmer lautstark 

positionieren – weil sie für jene Weltoff enheit, Verän-

derungsbereitschaft und Risikofreude kämpfen, die für 

das deutsche Wirtschaftsmodell unerlässlich sind.

Eine Rückkehr zur Atomkraft, ein längeres 

Festhalten an fossilen Energieträgern, eine 

Schulden bremsende Zurückhaltung bei 

grundlegenden Investitionen lindern 

zwar vielleicht kurzfristig Schmerzen, 

die Veränderungsprozesse mit sich 

bringen. Langfristig aber erhöhen sie 

den Handlungsdruck.

Damit Deutschland zukunfts- und 

wettbewerbsfähig, demokratisch stabil 

und lebenswert bleibt, muss es in die 

Grundlagen seiner Gesellschaft und Wirt-

schaft investieren: In ein modernes Bildungs- 

und Sozialsystem, das Menschen fördert und ihnen 

faire Chancen eröff net. In Infrastruktur und Digitali-

sierung, in Forschung und Wissenschaft, in Zukunfts- 

und Hochtechnologien. Das erfordert Mut und Durch-

setzungskraft – und sehr viel Geld. Denn der Weg des 

geringsten Widerstands führt nicht „zurück in die Zu-

kunft“, sondern zurück ins ewige Gestern.

Die Antwort 
auf die Unsicher-

heiten der Gegenwart 

liegt nicht in der Rück-

kehr zu überkommenen 

Konzepten und 
Positionen.
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Schöne neue Wirtschaftswelt2024 war das Jahr, in dem mit generativer KI ein neues Digitalisierungs-

versprechen im operativen Geschäft der Unternehmen Einzug gehalten hat. 

Schöne neue Wirtschaftswelt oder Dystopie à la Aldous Huxley?

W
er wissen will, welche Bedeutung Investoren der generati-
ven Künstliche Intelligenz (KI) beimessen, braucht sich 
nur die Börsenbewertungen der US-Techriesen anzusehen. 
Egal ob Apple, Alphabet, Amazon, Microsoft oder Nvidia – 

sie alle sind jeweils für sich genommen aktuell mehr wert als 
alle 40 Unternehmen im deutschen Leitindex Dax zusammen. Manche 
von ihnen sogar mehr als doppelt so viel. Der wertvollste Dax-

Konzern ist dann auch nicht zufällig SAP. Europas größtes 
Softwarehaus gilt als bestens positioniert, um von KI-In-
vestitionen der Wirtschaft zu profitieren.Doch 2024 war eben nicht nur das Jahr, in dem die 

generative Künstlichen Intelligenz durchgestartet 
ist. Es war auch ein Jahr, in dem viele andere Zu-
kunftsversprechen der Vergangenheit gebrochen 
wurden. Die Elektrifizierungsstrategien der 
Automobilindustrie entpuppten sich als 
Wunschdenken. Versuche, Zukunftstechnolo-gien in Deutschland anzusiedeln, scheiter-ten wie beim Chipkonzern Intel oder stehen unmittelbar vor dem Scheitern wie beim Batterie-Startup Northvolt.In der Politik scheint die Freiheit auf dem Rückzug. Autokratien zeigen weniger Bedenken, neue Technologien einzusetzen. Und unter den Demo-kratien scheinen jene erfolgreicher zu sein, die zumindest autokrati-sche Züge in ihrem Regierungshan-deln erkennen lassen. In jedem Fall aber wird es 2025 einen Bürokratie-rückbau erfordern, damit der Staat und die Wirtschaft agiler und Kapi-talflüsse verbessert werden.In der Finanzindustrie muss derweil die Vorsicht, die bei neuen Technologien traditionell vorherrscht, wohl ein wenig aufgegeben werden. Denn wenn die Banken Künstliche Intelligenz nur vorsichtig zu 

nutzen beginnen, werden Cyberkriminelle we-
niger vorsichtig sein, um effektiver angreifen 

zu können. Dem werden die Banken wiederum nur mit 
KI effektiv begegnen können.In der diesjährigen Jahresschlussausgabe der Bör-

sen-Zeitung wird es darum gehen, zu beleuchten, wo für 
Deutschland und Europa Chancen, Risiken, Hoffnungen und 

geplatzte Träume der digitalen und grünen Transformation 
liegen. Und vor allem, welche Ansätze es bereits gibt, die zahl-
reichen Herausforderungen 2025 erfolgreich zu meistern.
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Paradigmenwechsel in Europa vonnöten
Die Industrienation Deutschland schleppt sich mühsam ins Jahr 

2025. In der Automobilindustrie, einst die Vorzeigebranche des 
Landes, haben Hersteller und Zulieferer eine knapp sechsstellige Zahl 
an Stellenstreichungen angekündigt. Die Ampel-Regierung ist zer-
brochen und zahlreiche ihrer Vorhaben der vergangenen Jahre wie die 
Wasserstoffi  nitiative, eine Batteriezellenproduktion in Zentraleuropa 
oder auch die Beschleunigung beim Wohnungsbau haben sich als zu 
ambitioniert erwiesen.Mit dem zurückgekehrten US-Präsidenten Donald Trump 
wird sich der alte Kontinent im kommenden Jahr einem 
Mann im Weißen Haus gegenüber sehen, der höchst-
wahrscheinlich mehr Gegenspieler als Partner sein 
wird. Und der dabei wohl kompromissloser auftreten dürfte als in seiner ersten Amtszeit, in der es ihm noch um seine Wiederwahlchancen gehen musste. Die eigentliche Herausforderung wird dabei nicht etwa der drohende Zollstreit sein, auch wenn dieser den Autobauern zusätzliches Ungemach bringt. Schon 

vor dem Amtsantritt deutet sich an, dass Trump vor 
allem die bürokratischen Hürden massiv zurückschneiden 
wird, um die amerikanische Wettbewerbsfähigkeit zu stär-
ken. Dabei weiß er - für den Moment - mit dem Milliardär und 
Unternehmer Elon Musk einen Mann an seiner Seite, der für das Zu-
rückschneiden des Regulierungsdickichts nicht zur Heckenschere, 
sondern zur Machete greifen wird.Demgegenüber ist das Versprechen der wiedergewählten Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen, die EU-Regeldichte zu reduzie-
ren, zwar löblich, dürfte aber schon im Ansatz scheitern. Denn der 
Versuch, die Berichtspfl ichten von Unternehmen um 25% zu verringern, 

Von Sebastian Schmid

packt das Übel nicht an der Wurzel. Für einen echten Bürokratieabbau 
müssten sich EU und Mitgliedsstaaten darauf einlassen, Regulierung 
von Grund auf neu zu denken. Die Idee, dass Unternehmen, Behörden 
und Bürger ihre Compliance mit den regulatorischen Vorgaben selbst 
nachweisen müssen, hat einen gigantischen Wirtschaftszweig ent-
stehen lassen, der Kosten bringt, ohne einen äquivalenten ökonomi-
schen Nutzen zu erzeugen. Ursächlich ist, dass das Erfüllen von ESG-

Standards behandelt wird, wie die Erhebung von Steuern: Alles 
ist off enzulegen. Während das bei der Steuer unmittelbar 

nachvollziehbar ist, weil der Staat seinen Aufgaben ohne 
entsprechende Einnahmen nicht nachkommen kann, 
verhält es sich bei vielen Vorgaben zur Berichterstat-tung über Nachhaltigkeit, Soziales und Governance anders. Aufwand und Ertrag stehen im Missverhält-nis. Da ist man sogar weniger pragmatisch als im Steuerrecht: Schließlich wurde so manche Steueridee verworfen, weil die Erfassung der Besteuerungsbasis 

mehr Aufwand erzeugt hätte, als der fi nanzielle Ertrag 
auf der Gegenseite versprach.Wenn Europa in Industrie, Technologie und der grünen 

Transformation erfolgreich sein will, bräuchte es einen Para-
digmenwechsel in der Regulierung. Nur wenn der Nutzen einer 

Regulierung mindestens deren Kosten aufwiegt, sollte diese über das 
Entwurfsstadium hinauskommen. Wendet man dies auf bestehende 
Vorgaben der EU-Taxonomie an, fällt auch das Zurückschneiden nicht 
mehr schwer. Ganz ohne Machete. Und wenn sich das erst auf der In-
vestorenseite herumspräche, dürfte auch kommen, was es für die grüne 
Transformation am dringendsten braucht: Viel privates Kapital.

2025 
steht nicht nur 

eine Bundestagswahl an. Europa muss sich entscheiden: An tradier-ten Methoden festhal-
ten oder Neues 

wagen.

INTERVIEWS

GEFANGEN IM REGULIERUNGSDSCHUNGEL

„Der konventionelle Krieg ist zurück“

„Wir brauchen ein Umdenken in der deutschen Gesellscha� “

„Unter Investoren gibt es eine Sehnsucht nach Deutschland“

„Es wird viel Müll in eine hübsche Verpackung gesteckt“

„Der Mangel an Kapital ist unser großer Schwachpunkt“

CME-Chef Terrence Du� y warnt vor Schattenseiten der Krypto-Rally. Dennoch werde Bitcoin reifen und als sicherer Anlagehafen sogar in Konkurrenz zu US-Treasu-ries treten, die auf Verwer-fungen zusteuerten.
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Nicht nur Strukturprobleme stehen laut Bundesbankvize-präsidentin Sabine Mauderer einem hohen Wirtschafts-wachstum entgegen. Die Gesellschaft müsse auch in mehreren Bereichen ihre Ein-stellung ändern.

SEITE 4

KfW-Chef Stefan Wintels re-gistriert ein großes Interesse internationaler Institutio-neller an Deutschland. Die Aufgabe sieht er für Europa insgesamt in einer Real-location vom Sparer zum Investor

SEITE 6

Euronext-CEO Stéphane Boujnah fordert einen Schulterschluss für mehr „Europäische Champions“ und setzt auf Basisinitiativen, um Kapi-tal in Europa zu mobilisieren, zum Beispiel durch einen einheitlichen IPO-Prospekt, der für alle sieben Euronext-Börsen kommen soll.
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Rheinmetall-Chef Armin Papperger über das Come-back von Artilleriemuni-tion und Panzerkanonen, das Kurspotenzial und die Anhebung der Nato-Vertei-digungsbudgets auf 3% des Bruttoinlandsprodukts.

SEITE 2
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UNSERE GROSSE

JAHRESSCHLUSS- 
AUSGABE
Neue Weltordnung – neue Chancen
Globale Machtverschiebungen, technologische Sprünge und 
geopolitische Spannungen verändern die Spielregeln an den 
Märkten. In unserer großen Jahresschlussausgabe beleuchtet 
die Börsen-Zeitung, welche Chancen sich daraus für Finanz-
industrie, Realwirtschaft und Investoren ergeben – vom digi-
talen Euro über neue Allianzen bis hin zur Resilienz zentraler 
Leitbranchen. Nutzen Sie dieses aufmerksamkeitsstarke Um-
feld, um Ihr Unternehmen, Ihre Expertise oder Ihre Botschaft 
bei den Entscheider:innen der Finanzwelt zu positionieren.
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